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güter für gesellschaftliche Bedarfsträger und andere Konsum­
güter, soweit sie nicht für die Versorgung der Bevölkerung 
benötigt werden, einzubeziehen.

(4) Die Rückgabe eingesparter finanzieller Ponds kann für 
selbsterwirtschaftete eigene Fonds durch Abführungen auf 
ein gesondertes zentrales Bankkonto „Fondsrückgaben an 
den Staat“, Konto-Nr. 6836-25-55, Code 559, erfolgen und ist 
im Scheck nachzuweisen. Darüber hinaus sind in die Rück­
gabe finanzieller Fonds auf dem Scheck die im Ergebnis der 
Wettbewerbsziele insbesondere aus Kosteneinsparungen 
möglichen zusätzlichen Abführungen an den Staatshaushalt 
bzw. Einsparungen von noch nicht in Anspruch genommenen 
Staatshaushaltsmitteln einzubeziehen. Die Verrechnung die­
ser Mittel erfolgt entsprechend den Rechtsvorschriften.

(5) Abführungen aus eingesparten Fonds, die aus Krediten 
gebildet wurden, sind nicht zulässig. Die Rückgabe von Kre­
ditfonds hat direkt an die finanzierende Niederlassung der 
Bank zu erfolgen.

§3

Verantwortung der Betriebe, Genossenschaften 
und Einrichtungen

(1) Die Leiter von Betrieben und Einrichtungen sowie die 
Vorsitzenden von Genossenschaften sind dafür verantwort­
lich, daß die Initiativen der Werktätigen im sozialistischen 
Wettbewerb auf die entscheidende Senkung des Produktions­
verbrauchs und der Kosten gelenkt und dadurch geplante ma­
terielle und finanzielle Fonds eingespart werden.

(2) Die im Ergebnis der Initiative der Werktätigen im so­
zialistischen Wettbewerb und durch andere Formen der so­
zialistischen Masseninitiative erzielten zusätzlichen Einspa­
rungen sind innerbetrieblich als Beitrag zum Scheck der 
Staatsbank der Deutschen Demokratischen Republik zu er­
fassen. Sie sind öffentlich auszuwerten, moralisch und ma­
teriell im Rahmen der betrieblichen Regelungen anzuerken­
nen. Dazu sind solche bewährten Methoden wie die Arbeit 
mit dem Haushaltsbudi zu nutzen.

(3) Die von den Arbeitskollektiven erzielten Einsparungen 
sind insbesondere für die gezielte Übererfüllung der Produk­
tion einzusetzen bzw. sind als direkter Beitrag für Fonds­
rückgaben mittels Scheck der Bank durch die Betriebe, Genos­
senschaften und Einrichtungen wirksam zu machen und ab­
zurechnen. Eingesparte Investitionsfonds dürfen nur im Rah­
men der jeweils bestätigten Titelliste für Vorhaben, Objekte 
bzw. Maßnahmen umverteilt werden.

(4) Im Scheck sind der Gesamtwertumfang der materiel­
len und finanziellen Fondsrückgaben und volkswirtschaftlich 
wichtige Schwerpunktpositionen mengenmäßig nachzuweisen. 
Neben den Schwerpunktpositionen besteht die Möglichkeit, 
für weitere Erzeugnispositionen Fondsrückgaben mengenmä­
ßig abzurechnen.

(5) Die Scheckvordrucke sind von der zuständigen Nieder­
lassung der Bank auf Anforderung zu übergeben. Sie sind 
ausgefüllt und unterschrieben bei dieser wieder einzureichen. 
Betriebe, Genossenschaften und Einrichtungen, die ihre Kon­
ten bei anderen Geld- und Kreditinstituten führen, fordern 
die Scheckvordrucke bei der örtlich zuständigen Niederlas­
sung der Staatsbank der Deutschen Demokratischen Republik 
an und reichen sie bei dieser ausgefüllt und unterschrieben 
wieder ein.

(6) Der Scheck besteht aus den Exemplaren A, B und C. 
Der Einreicher erhält nach Sichtvermerk bzw. Kontrolle durch 
die Bank die Exemplare A und C bestätigt zurück. Die Aus­
fertigung A verbleibt beim Einreicher als Bestätigung für 
die Abrechnung der Wettbewerbsverpflichtung. Die Ausfer­
tigung C ist dem Fondsträger zu übergeben.

§4

Verantwortung der Kombinate und anderen Fondsträger
(1) Die Kombinate und anderen Fondsträger haben die 

Fondsrückgaben im Verantwortungsbereich laufend zu erfas­

sen. Eine Verwendung der von Betrieben, Genossenschaften 
und Einrichtungen zurückgegebenen Fonds ist im Verant­
wortungsbereich des Kombinates bzw. der anderen Fonds­
träger für die gezielte Übererfüllung des Planes bei voller 
Einhaltung der materialökonomischen Zielstellungen zulässig. 
In Ausnahmefällen können solche Fonds auch für die Durch­
führung von Planaufgaben zur Gewährleistung der mate­
riell-technischen Sicherung, maximal bis zur Höhe der in 
den Bilanzen vorgesehenen Fonds, eingesetzt werden. Für 
diese Zwecke nicht eingesetzte Fonds sind an den Staat ent­
sprechend den Rechtsvorschriften für einen anderen volks­
wirtschaftlichen Einsatz zurückzugeben. Eingesparte Investi­
tionsfonds dürfen im Verantwortungsbereich nicht umver­
teilt werden.

(2) Die finanziellen Fondsrückgaben durch die Abführung 
selbsterwirtschafteter eigener Fonds auf das zentrale Bank­
konto „Fondsrückgaben an den Staat“ dürfen nicht im Ver­
antwortungsbereich verwendet werden. Sie sind auf dem 
Scheck einschließlich möglicher Abführungen aus Einspa­
rungen selbsterwirtschafteter eigener Fonds der Kombinate 
und anderer Fondsträger zu erfassen. Finanzielle Fondsrück­
gaben als zusätzliche Abführungen an den Staat und Ein­
sparungen von Staatshaushaltsmitteln sind entsprechend den 
Rechtsvorschriften zu ermitteln, auf dem Scheck auszuwei­
sen und mit dem Staatshaushalt zu verrechnen.

(3) Die materiellen und finanziellen Fondsrückgaben an 
den Staat durch die Kombinate und anderen Fondsträger sind 
auf gleichen Schecks wie bei Betrieben zu erfassen. Die 
Schecks sind der zuständigen Niederlassung der Bank zu 
übergeben. Nach Kontrolle erhält der Einreicher Teil A für die 
Abrechnung der Wettbewerbsverpflichtungen und für die 
Information des zuständigen Ministers bestätigt zurück.

§5

Verantwortung der bilanzierenden Organe 
und zentralen Staatsorgane

(1) Die Ministerien und anderen zentralen Staatsorgane 
(Versorgungsbereiche) dürfen eine Umverteilung zurück­
gegebener Fonds in eigener Verantwortung nicht vornehmen. 
Die bilanzverantwortlichen Minister haben die Fondsrück­
gaben zu den Staatsplanbilanzen und abgestimmte Entschei­
dungsvorschläge über die effektive Verwendung dem Vor­
sitzenden der Staatlichen Plankommission zu übergeben. Die 
Entscheidungen über den effektiven Einsatz der freigesetzten 
materiellen Fonds zu Ministerbilanzen haben die bilanzver- 
äntwortlichen Minister zu treffen und dem Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission zur Bestätigung vorzulegen. Zu 
den Kombinatsbilanzen haben die Generaldirektoren der 
Kombinate die erforderlichen Entscheidungen zu treffen und 
den Leitern der bilanzbestätigenden Organe zur Bestätigung 
vorzulegen.

(2) Entsprechend den getroffenen Entscheidungen zur effek­
tiven Verwendung der zurückgegebenen materiellen Fonds 
haben die bilanzierenden Organe die MAK-Bilanzen zu ver­
ändern.

§6

Verantwortung der Bank und anderer Kontrollorgane
(1) Die Bank hat durch Sichtvermerk auf dem Scheck die 

Ordnungsmäßigkeit der Ausstellung zu bestätigen. Ausge­
wählte Schecks hat die Bank unmittelbar beim Einreicher 
zu kontrollieren.

(2) Die von den Kombinaten und anderen Fondsträgern 
ausgestellten Schecks sind von der Bank grundsätzlich anhand 
der bei ihnen vorliegenden Dokumente zu überprüfen. Die Kon­
trolle hat die Meldung der zurückgegebenen Fonds an die bi­
lanzierenden Organe gemäß den Rechtsvorschriften zu bein­
halten.

(3) Die ordnungsgemäße Arbeit mit den Schecks ist in die 
Kontrolle anderer Kontrollorgane einzubeziehen.

(4) Reserven, die durch die Kontrollorgane in den Kombi-


